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Zusammenfassung 
Der Beitrag untersucht das Wechsel- und Zusammen-
spiel von öffentlichem Verwaltungshandeln und Legi-
timität. Ausgegangen wird davon, dass in den letzten
Jahren sowohl die Input- als auch die Outputdimensi-
on staatlicher Legitimationsbeschaffung signifikante
Veränderungen durchlaufen haben, die die öffentliche
Verwaltung intensiv berühren. Mit Rückgriff auf die 
anderen Beiträge des Schwerpunktheftes und unter
Hinzuziehung weiterer Erkenntnisse wird überblicks-
artig untersucht, ob sich die Legitimationsproduktion
durch Verwaltungshandeln verändert hat und wenn ja,
inwiefern. Im Ergebnis ergibt sich ein partieller Wan-
del hinsichtlich der Legitimationsquellen von Verwal-
tungshandeln. Sowohl im Input-Bereich (Transpa-
renzgesetze, vorgezogene Bürgerbeteiligung) als auch
im Output-Bereich (z.B. Normenkontrollrat) gibt es
neue bzw. einen stärkeren Einsatz schon bekannter In-
strumente (Expertenkommissionen). Ob dieser Wan-
del der Instrumente und der potenziellen Quellen von
Legitimation allerdings tatsächlich die Legitimität des
Verwaltungshandelns verändert, also zu einer Legiti-
mitätssteigerung führt, wird teils skeptisch beurteilt 
und bedarf daher weiterer empirischer Untersuchung. 

 Abstract 
This article examines the interplay between adminis-
trative action and legitimacy. It is assumed that in 
recent years the ways of creating public legitimacy 
on both the input and the output dimension have un-
dergone significant transformations, which also 
strongly concern the legitimacy claimed by public 
administrations. With recourse to other articles in 
this special issue and by referring to additional in-
sights, this article gives an overview over whether 
the ways of producing legitimacy by administrative 
action have changed and, if so, how this takes place. 
The authors conclude that there is a partial change 
concerning the sources of legitimacy of administra-
tive action. Regarding both the input (transparency 
laws, early citizen participation) and the output di-
mension (e.g. National Regulatory Control Council –
Nationaler Normenkontrollrat), one can find the use 
of new instruments or a stronger use of already 
known instruments (expert committees). In how far 
this change on the instrumental level will transform 
the legitimacy of administrative action is partially 
viewed with skepticism by the authors and thus 
needs further empirical research. 

1 Problemaufriss und Fragestellung 

Betrachtet man die aktuelle Diskussion um künftige Herausforderungen für Staat und 
Verwaltung, so stehen Themen wie die Verschuldungskrise, der demografische Wandel 
oder die Möglichkeiten und Chancen neuer Informationstechniken vielfach im Vorder-
grund. Eine weitere zentrale Herausforderung ist jedoch der Wandel der demokratischen 
Legitimation staatlichen Handelns.  

Diskutiert wird, ob es zu einer Veränderung der demokratischen Legitimation staatli-
chen Handelns gekommen ist (z.B. Zürn 2011), bei der Partizipation und öffentlicher 
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Diskurs gegenüber anderen Legitimationsquellen, wie Recht und Expertise, an Bedeutung 
verlieren. In vielen entwickelten Demokratien nehmen die Anzahl und Bedeutung nicht 
majoritärer (Experten-)Gremien zu. Obwohl sie über kein klares demokratisches Mandat 
verfügen, werden sie Teil legislativer und exekutiver Entscheidungsprozesse (vgl. Land-
wehr 2014). Während die Unzufriedenheit mit den Kerninstitutionen der parlamentari-
schen Demokratie, den Parlamenten und Parteien, zunimmt, verfügen nicht-majoritäre In-
stitutionen, wie Zentralbanken, Verfassungsgerichte oder Enquetekommissionen, über ein 
hohes Ansehen in der Bevölkerung. Dies ist umso erstaunlicher, als sich solche nicht-
majoritären Institutionen eher durch Expertise denn durch Mitsprache auszeichnen.  

Auffällig ist, dass diese Diskussionen von der Verwaltungswissenschaft bisher wenig 
aufgegriffen worden sind, obgleich mit den genannten Verschiebungen wesentliche Kern-
funktionen der öffentlichen Verwaltung über Sektoren und Ebenen hinweg berührt und 
teils gravierend verändert werden. Das hat sicherlich damit zu tun, dass die These einer 
„zurückgehenden oder veränderten Legitimation staatlichen Handelns“ vor allem mit den 
Folgen der Europäisierung, der Parteien- und Vertrauenskrise, rückläufiger Wahlbeteili-
gung oder neuen Formen von Bürgerbeteiligung in Verbindung gebracht wird und viel-
fach auf Parteien und Parlamente konzentriert ist. Dagegen stand die öffentliche Verwal-
tung bislang kaum im Zentrum dieser Diskussionen. 

Diese Lücke wird im Folgenden aufgegriffen und in den Beiträgen dieses Schwer-
punktheftes aus unterschiedlichen Perspektiven adressiert. Ausgangspunkt ist dabei die 
Annahme, dass die Legitimität und damit längerfristige Stabilität von Institutionen (vgl. 
Suchman 1995, S. 574) eng mit dem Handeln der öffentlichen Verwaltung, aber auch de-
ren Kontrolle und Steuerung, verbunden sind. Gute Bürokratie kann eine Quelle von Le-
gitimation sein; unzureichendes Verwaltungshandeln kann Legitimationsverluste bewir-
ken. Dabei zeigen die vorliegenden Analysen, dass sich in diesem Wechsel- und Zusam-
menspiel von öffentlichem Verwaltungshandeln und Legitimität in den vergangenen Jahr-
zehnten wichtige Veränderungen vollzogen haben, die es hier zu reflektieren gilt.  

Ausgegangen wird dabei davon, dass sich demokratische Legitimität nicht nur aus 
Mitbestimmung und „gerechten Verfahren“ (Input), sondern auch aus der Qualität der 
Entscheidungsproduktion und Performanz (Output) speist (vgl. ausführlicher weiter un-
ten). Von daher müssen beide Mechanismen betrachtet werden, wenn der Zusammenhang 
von Verwaltungshandeln und Legitimität untersucht werden soll. Zudem sind Input- und 
Outputlegitimierung in der politischen Praxis eng miteinander verknüpft. Unsere These ist 
nun, dass beide Quellen der Legitimationsbeschaffung signifikante Veränderungen durch-
laufen haben, die die öffentliche Verwaltung intensiv berühren. Die zentrale Untersu-
chungsfrage lautet: Inwieweit und wodurch bedingt haben sich die Legitimationsquellen 
und die Legitimität des Verwaltungshandelns verändert?  

Hierzu wird im Folgenden zunächst auf die zentralen Konzepte von Legitimität und 
Legitimierung eingegangen (2), anschließend auf den empirisch beobachtbaren Wandel 
von Legitimationsquellen (3) und abschließend ein vorläufiges Fazit gezogen (4). 

2 Konzepte von Legitimität und Legitimierung 

In der internationalen wissenschaftlichen Debatte hat das Thema „Legitimität“ seit einiger 
Zeit wieder Konjunktur, wobei es häufig in engem Zusammenhang mit den eng verwand-
ten Konzepten von „Verantwortlichkeit“ („accountability“; vgl. Bovens 2007; Page 2010; 
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Bovens/ Schillemans 2011), „Transparenz“ und „Performanz“ (Pollitt 2006, 2010; Van 
Dooren et al. 2010) diskutiert wird. Dies hat unter anderem damit zu tun, dass vor allem 
im Zuge der New Public Management-inspirierten Staats- und Verwaltungsreformen Le-
gitimitätsfragen öffentlichen Handelns stark mit normativen Forderungen nach mehr 
Transparenz hinsichtlich der Performanz und Verantwortlichkeitsstrukturen im öffentli-
chen Sektor verknüpft wurden (Kuhlmann/Wollmann 2014, S. 113ff.). In der Post-NPM-
Phase kamen zusätzlich noch die Dimensionen von „Beteiligung“ (Holtkamp 2006) und 
„Vertrauen“ (Dubnick/Frederickson 2011) hinzu, denen in Abkehr von der rein betriebs-
wirtschaftlich-manageriellen Logik nunmehr verstärkt Aufmerksamkeit zugewandt wird, 
wenn es darum geht, die Legitimationsquellen öffentlichen Handelns zu untersuchen. Al-
lerdings herrscht hinsichtlich der Wechselwirkungen zwischen diesen Dimensionen weder 
konzeptionell noch empirisch hinreichend Klarheit. Deshalb scheint es geboten, zunächst 
den hier verwendeten Legitimitätsbegriff zu erläutern.  

Lässt sich zwar Legitimität grundsätzlich als freiwillige Folgebereitschaft derer ver-
stehen, denen die Befolgung staatlicher Regeln oder Entscheidungen zugemutet wird, gibt 
es gleichwohl in der Literatur selten präzise Definitionen (vgl. Suchman 1995; Mayntz 
2011). Ein hilfreicher Definitionsvorschlag, der sich insbesondere für organisations- und 
verwaltungswissenschaftliche Analysezwecke als gewinnbringend erweist, findet sich bei 
Suchman:  

„Legitimacy is a generalized perception or assumption that the actions of an entity are desirable, 
proper, or appropriate within some socially constructed systems of norms, values, beliefs, and defi-
nitions” (Suchmann 1995, S. 574). 
  

Diese Definition fasst Legitimität als subjektives Phänomen oder, um an Max Weber an-
zuknüpfen, als „Legitimitätsglauben“ (Weber 1956, S. 26), d.h. als innere Anerkennung, 
Einverständnis, das Gelten-Sollen einer Herrschaftsordnung, das die Beherrschten und die 
politisch Handelnden dieser zuschreiben (Esser 2002, S. 276). Das heißt also: „legitimacy 
is a belief” (Mayntz 2011, S. 138) und sie muss daher in ähnlicher Weise wie andere sozi-
al relevante, subjektive Phänomene der empirischen Analyse zugänglich gemacht werden. 
Hierfür bieten sich – wie auch die Beiträge in diesem Themenheft zeigen ‒ unterschiedli-
che Instrumentarien der (vor allem einstellungsorientierten) empirischen Sozialforschung 
an. Entscheidend ist hier die Erkenntnis, dass Legitimation kein (normativ) statisches, 
sondern ein (empirisch) dynamisches Konzept ist und institutionelle Ordnungen somit ak-
tiv zu ihrer eigenen Legitimierung beitragen können (Esser 2002, S. 276).  

Greift man auf die speziell in Deutschland besonders ausgeprägte Debatte um das 
Verhältnis von Legalität und Legitimität zurück, kann hinsichtlich der Legitimationsquel-
len und -mechanismen zunächst zwischen prozeduraler und substanzieller Legitimierung 
unterschieden werden (Luhmann 1993; Westle 1991; Mayntz 2011). Die Anerkennungs-
würdigkeit von Institutionen und Folgebereitschaft von Adressaten kann demnach einer-
seits aus der Verfahrensgerechtigkeit (procedural justice; vgl. Lind/Tyler 1988; Tyler 
2001) oder auch „Legitimation durch Verfahren“ (Luhmann 1993) resultieren, womit eher 
prozedurale Bewertungskriterien, Legalität und die „ununterbrochene Legitimationskette“ 
demokratischen Regierens angesprochen sind. Andererseits kann sich Legitimität aus den 
real erbrachten Leistungen, Ergebnissen und Outcomes sowie durch die positive individu-
elle (Nutzen-)Bewertung speisen, was auf die inhaltliche Substanz oder den materiellen 
Gehalt von Entscheidungen und Handlungen abstellt. Allerdings ist die positive Bewer-
tung sowohl des formalen Verfahrens als auch des materiellen Ergebnisses die Vorausset-
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zung für legitime Entscheidungen, wenngleich dieser Bewertung je nach Kontextbedin-
gungen unterschiedliche Wertesysteme zugrundliegen können (Mayntz 2011, S. 140).  
Anknüpfend an die Easton’sche Systemtheorie (Easton 1965)1 hat sich in der Politik- und 
Verwaltungswissenschaft die analytische Differenzierung von Input- und Output-
Legitimierung als eines der einflussreichsten Konzepte erwiesen. In Anlehnung an die be-
rühmte Trias „government of the people, by the people and for the people“ von Abraham 
Lincoln fasst Scharpf (1998, S. 85) als inputorientierte Legitimierung („government by 
the people“) jene Mechanismen auf, die dazu führen, dass Entscheidungen von den Präfe-
renzen der Mitglieder einer politischen Gemeinschaft abgeleitet werden können, also An-
erkennungs- und Folgebereitschaft durch Partizipations- und Kontrollmöglichkeiten der 
Bevölkerung. Diese Sichtweise steht auch dem angelsächsischem Gedanken eines Sys-
tems der institutionellen checks and balances nahe (Blatter 2007, S. 273f.). Outputlegiti-
mierung („government for the people“) ergibt sich dagegen aus der Leistungsfähigkeit des 
politisch-administrativen Systems, die u.a. durch Kontrollmechanismen, aber auch unab-
hängige Expertisen, Wissensnutzung und Verhandlungssysteme, gesteigert werden kann 
(Scharpf 1998, S. 85ff.).  

Verbindet man diese eher „klassische“ politikwissenschaftliche Sichtweise von Input- 
und Outputlegitimierung mit neueren verwaltungswissenschaftlichen und verwaltungspo-
litischen Debatten um Transparenz, Performanz und Verantwortlichkeit (accountability), 
so ergibt sich folgendes Bild:  

 
(1) Legitimität und Verantwortlichkeit: Legitimitätseffekte können sich daraus ergeben – 

so auch eine normative Erwartung von Reformprotagonisten –, dass politisch-admi-
nistrative Akteure gegenüber spezifischen Adressatengruppen oder einem „Forum“ 
(vgl. Bovens 2007, S. 452ff.) in verstärkter oder veränderter Form verantwortlich, re-
chenschafts- oder berichtspflichtig sind. „Verantwortlichkeit“ kann dabei als eine so-
ziale Beziehung aufgefasst werden, in welcher ein Akteur sein Handeln gegenüber ei-
nem „Forum“ erklären, rechtfertigen und mit entsprechenden Konsequenzen rechnen 
muss, während das „Forum“ Fragen stellen und Bewertungen vornehmen kann 
(Bovens 2007, S. 542). Veränderungen in den Verantwortlichkeitsstrukturen können 
demnach sowohl die Input- als auch die Outputlegitimierung betreffen. So bezieht 
sich der Versuch, die politische Verantwortlichkeit (political accountability) etwa 
durch direktdemokratische Verfahren oder den Ausbau kooperativer Demokratie zu 
stärken, vor allem auf inputorientierte Legitimierungsquellen. Dagegen wirken sich 
Veränderungen in der administrativen Verantwortlichkeit (administrative accountabi-
lity) eher im Bereich der Outputlegitimierung aus2. Hier sind unter anderem die ver-
stärkte Nutzung von kennzahlenbasierten Controlling-, Evaluations- und Monitoring-
verfahren, Auditing und neue Funktionsprofile von Rechnungshöfen und Prüfanstal-
ten angesprochen. Schließlich kann es durch die verstärkte Einbindung von externen 
Gremien, Beratungsinstanzen und Expertenkommissionen, aber auch durch Verwal-
tungsreformen (z.B. Agenturbildung, joined up-government; shared servies etc.) dazu 
kommen, dass Verantwortlichkeit nicht mehr klar zugeschrieben werden kann und 
das besagte „problem of many hands“ (Bovens 2007, S. 457) entsteht, was Legitimi-
tätseinbußen zur Folge haben kann. 

(2) Legitimität und Transparenz: Es dürfte bereits deutlich geworden sein, dass (politi-
sche und administrative) Verantwortlichkeit eng an Fragen der Transparenz geknüpft 
ist (Hood 2006). Fasst man Transparenz (Grimmelikhuijsen/Meijer 2013, S. 139) als 
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“availability of information about an organization or actor allowing external actors to 
monitor the internal workings or performance of that organization“ zusammen, so 
stellt sie – ähnlich wie Verantwortlichkeit ‒ eine institutionalisierte Beziehung zwi-
schen zwei Akteuren dar. Besondere Bedeutung kommt dabei dem Aspekt der Ver-
fügbarkeit von Informationen und Wissen zu, denn Transparenz setzt voraus, dass 
zum einen Informationen innerhalb einer Organisation oder über einen Akteur existie-
ren und dass diese Informationen zum anderen gegenüber einem weiteren Akteur zu-
gänglich gemacht werden. Soll sich Transparenz auf Verantwortlichkeit auswirken, so 
muss für Dritte außerdem die Möglichkeit bestehen, diese Informationen zur Kontrol-
le und Bewertung der betreffenden Organisation zu nutzen. Somit ist Verantwortlich-
keit ohne Transparenz hinsichtlich der Sachverhalte und Prozesse, über die der besag-
te Akteur dem Forum gegenüber Bericht erstatten und Rechenschaft ablegen soll, 
nicht möglich. Ferner ist anknüpfend an frühere Diskussionen um evidenzbasierte Po-
litik, Wissensnutzung und „Verwissenschaftlichung“ von Politik (Weiss 1979; Caplan 
1983; Balthasar 2009; Wollmann 2013), argumentiert worden, dass durch mehr 
Transparenz hinsichtlich der Wirkungen staatlichen Handelns auch die Wirksamkeit 
von Politik gesteigert werden kann, soweit dieses Wissen in Entscheidungsprozessen 
genutzt wird. Auch die New Public Management-Bewegung richtete ein besonderes 
Augenmerk darauf, durch mehr Transparenz hinsichtlich der Kosten und Leistungen 
öffentlicher Organisationen deren Leistungskraft (Performanz) zu steigern. Aus Sicht 
der Legitimitätsdebatte wäre somit einerseits zu fragen, inwieweit Wirkungs- und 
Leistungstransparenz, also Informationen und Wissen über die Ergebnisse, Kosten 
und Effekte öffentlichen Handelns, tatsächlich zu wirksameren, effektiveren, effizien-
teren, „besseren“ Politikergebnissen und darauf aufbauend zu verstärkter Outputlegi-
timierung führen. Empirisch finden sich hierfür allerdings bislang kaum belastbare 
Belege. Andererseits wird in einer neueren, von der „Open Government“ Reforma-
genda inspirierten Debatte argumentiert, dass die durchgängige Transparenz politisch-
administrativer Entscheidungsprozesse gegenüber den Bürgern, etwa durch Informa-
tionsfreiheits- und Transparenzgesetze, Datenportale und umfassende Einsichtnahme-
rechte in Verwaltungsakte, zur Inputlegitimierung beiträgt (Meijer 2014, 2015). Auch 
dieser Zusammenhang ist jedoch empirisch nicht belegt; vielmehr spricht manches 
sogar dagegen (siehe Wewer in diesem Themenheft).  

(3) Legitimität und Performanz: Performanz lässt sich im hier interessierenden Kontext 
vor allem auf der Outputseite der Legitimierungsquellen verorten und zwar in zweifa-
cher Hinsicht. Zum einen ist das aus dem NPM-Repertoire stammende Performance 
Measurement und Management darauf gerichtet, Performanzinformationen (über 
Leistungen, Kosten, Wirkungen etc.) zu generieren und zur Steuerung einzusetzen. 
Dies wurde mit der bekannten Forderungen nach einem Übergang von der traditionel-
len Input- zur (modernen) Outputsteuerung begründet (Bogumil et al. 2007; Kuhl-
mann et al. 2008). Zum anderen wird argumentiert, dass durch diesen Übergang zur 
Performanzsteuerung auch die Leistungskraft selbst gesteigert werden würde, da nicht 
mehr dominant über Ressourcenforderungen und formale Regeln, sondern verstärkt 
anhand des Wissens (der Transparenz) über Outputs, Ergebnisse, Wirkungen gesteu-
ert wird – so die normative Vorstellung. Aus der Generierung und Nutzung von Per-
formanzwissen (Leistungstransparenz) wird also eine Performanzsteigerung und in 
der Folge eine outputlegitimierende Wirkung erwartet. Allerdings ist auch diese Kau-
salkette bislang empirisch kaum belegt.   
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3 Wandel von Legitimationsquellen und -mechanismen  

Im Folgenden soll betrachtet werden, inwieweit sich beide Quellen der Legitimationsbe-
schaffung (input und output), bezogen auf die öffentliche Verwaltung, gewandelt haben 
und ob durch diese Wandlungsprozesse traditionell dominierende Legitimationsquellen 
außer Kraft gesetzt, in Frage gestellt, weniger wirksam oder durch andere Instrumente er-
gänzt wurden.  

Generell ist der Wandel von Legitimationsquellen kein neues Phänomen, ist doch be-
reits seit den 1970er-Jahren davon die Rede, dass die klassischen Legitimierungsstrate-
gien mittels der Kerninstitutionen repräsentativ-parlamentarischer Demokratie (Parteien, 
Wahlen, Parlamente, Regierung, Verwaltung) an Bedeutung verloren haben und die An-
erkennungs- und Folgebereitschaft der Bürger durch sie allein nicht mehr hinreichend si-
chergestellt werden kann (vgl. Habermas 1973; Offe 1972). Allerdings ließen sich für den 
normativen Krisendiskurs empirisch nur bedingt Belege finden (vgl. Kaase 1979; 
Heidorn 1982), und nach wie vor hat auch die Mehrheit der „kritischen Bürger“ ein 
grundlegendes Vertrauen in demokratische Werte und Verfahren. Vor diesem Hinter-
grund ist auch davor gewarnt worden, eine umfassende Legitimationskrise zu diagnosti-
zieren (Blatter 2007, S. 274). Gleichwohl ist durchgehend in den westlichen Staaten ein 
Trend zu geringerem Vertrauen in die klassischen demokratischen Institutionen und sin-
kende Wahlbeteiligung festzustellen. Die Erwartungen und Anforderungen, die an die 
Legitimierungsmechanismen und -instrumentarien gestellt werden, haben sich inzwischen 
deutlich gewandelt, was teils auch mit einem gewandelten Staatsverständnis im Zusam-
menhang steht (vgl. Bogumil/Jann 2009, S. 53ff.).  

Neue Quellen, Instanzen und Verfahren der Legitimierung kommen in Ergänzung der 
traditionellen, in ihrer Wirkung zunehmend eingeschränkten Institutionen, zur Anwen-
dung, wenngleich ihr tatsächlicher Legitimationseffekt bislang wenig empirisch belegt ist. 
Auch die klassische Vorstellung eines einzigen Zentrums von Verantwortlichkeit und ei-
nes dominanten Legitimierungsmechanismus ist schon länger aufgegeben worden. Statt-
dessen gibt es inzwischen vielfältige Wege, Quellen und polyzentrische Strukturen von 
Legitimierungsinstanzen, die allerdings ihrerseits wiederum neue Probleme von Transpa-
renz und Verantwortlichkeit aufwerfen (Bovens/Schillemans 2011; Jann/Jantz 2013), was 
auch als „problem of many hands“ (Bovens 2007, S. 457) oder als „multiple accountabili-
ty disorder“ (Vrangbaek/Byrkjeflot 2015, S. 1) bezeichnet worden ist.  

3.1 Wandel der Inputlegitimierung 

Im Bereich der Inputlegitimierung werden im Folgenden zwei Bereiche herausgegriffen, 
in denen sich ein für die öffentliche Verwaltung relevanter Wandel von klassischen Me-
chanismen zu neuen Formen zeigt und die beide vor allem Fragen der politischen Ver-
antwortlichkeit und Transparenz betreffen. Zum einen geht es um die Legitimierung 
durch direkte Bürgerbeteiligung, die in den Beiträgen von Bauer sowie Fink/Ruffing the-
matisiert werden, zum anderen um die Legitimierung durch Transparenz im politischen 
Entscheidungsprozess, angesprochen in dem Beitrag von Wewer. 

Die Legitimierung durch Beteiligung und Transparenz stellt an sich nichts Neues dar; 
allerdings haben sich die Formen, Verfahren und Akteure gewandelt, über die Partizipati-
on stattfindet und Transparenz im Politikprozess generiert wird. So sind die oben genann-
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ten repräsentativ-demokratischen Legitimierungswege ergänzt durch kooperative und in-
novative Partizipationsformen, wie Bürgerformen, Konsultationen, e-Democracy, auch 
verstärkt unter Nutzung sozialer Medien (vgl. Holtkamp et al. 2006; Kersting et al. 2016). 
Entsprechend hat sich auch die „Betroffenheit“ der öffentlichen Verwaltung von diesen 
veränderten Legitimierungsmechanismen gewandelt. Nicht nur die gestiegene Anzahl und 
Häufigkeit von – zunehmend auch rechtlich kodifizierten – Beteiligungsprozessen in den 
verschiedensten Aufgabenfeldern (Planung, Infrastruktur, Energie- und Umweltpolitik 
etc.) können unter ungünstigen Bedingungen die öffentliche Verwaltung institutionell 
überfordern, vor allem dann, wenn Ressourcenknappheit (z.B. durch Personalabbau) auf 
„participatory overkill“ trifft. Auch die Tatsache, dass die in Deutschland seit den 1990er-
Jahren rechtlich bindenden (lokalen) Bürgerbegehren oder andere Formen der Partizipati-
on, wie Internetkampagnen, quasi als Damoklesschwert über den Köpfen der exekutiven 
Gremien schweben, verändert Handlungs- und Entscheidungsprozesse in der öffentlichen 
Verwaltung.  

Allerdings agiert die Verwaltung in diesen neuen partizipatorischen Arenen oftmals 
auch selbst als Moderator von Beteiligungsprozessen, da ihr das Beteiligungsmanagement 
obliegt und sie auch die Verarbeitung und Umsetzung von Beteiligungsergebnissen, so-
weit diese stattfindet, zu steuern hat. Wird mit diesen Verfahren einerseits die normative 
Erwartung steigender Legitimität durch Beteiligung verknüpft, zeigt die empirische Reali-
tät auch bei diesen neuen Verfahren zwei schon länger bekannte Problemlagen (Holtkamp 
et al. 2006, S. 255). Zum einen werden Beteiligungsergebnisse nur begrenzt umgesetzt, 
was eher zu sinkender Legitimität führen dürfte. Zum anderen wirken auch diese neuen 
Partizipationsinstrumente sozial selektiv, d.h. artikulationsschwächere Gruppen sind be-
nachteiligt, sodass dies ebenfalls nicht zur Legitimationssteigerung führen muss. Aller-
dings gibt es hinsichtlich der Fragen nach der faktischen Wirksamkeit der neuen Formen 
von Inputlegitimierung, also danach, ob sie tatsächlich die Legitimation steigern helfen 
und unter welchen Bedingungen dies funktioniert und wann nicht, wenig gesicherte empi-
rische Evidenz.  

Vor diesem Hintergrund sind die Prozesse der frühen Bürgerbeteiligung bei großen 
Infrastrukturvorhaben von besonderem Interesse. So zeigen Fink/Ruffing, dass Bürgerbe-
teiligung neuerdings zur Durchsetzung von Infrastrukturmaßnahmen schon bei der Be-
darfsplanung für den Netzausbau verpflichtend eingesetzt wird. Im Lichte unterschiedli-
cher Zielperspektiven arbeiten sie heraus, was sich die politischen Akteure von der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung vor allem erhoffen, nämlich die Steigerung der Inputlegitimität 
und der Akzeptanz des Netzausbaus.  

Bauer untersucht im gleichen Themenbereich, also der neuen Planungs- und Zulas-
sungsverfahren für Hoch- und Höchstspannungsnetze, mögliche Auswirkungen der brei-
ten Öffentlichkeitsbeteiligung. Er kommt zu der kritischen Einschätzung, dass die zahlrei-
chen Beteiligungsmöglichkeiten nicht zur erhofften Legitimierung der Planungs- und Zu-
lassungsverfahren beitragen werden, sondern im Gegenteil zu Enttäuschung und Frustra-
tion bei den Teilnehmern führen könnten, da Beteiligungserwartungen und -möglich-
keiten relativ weit auseinanderfallen. So zeigen die Betrachtung des Planungs- und Zulas-
sungssystems und die Auswertung von Stellungnahmen, dass Beteiligungskonflikte vor-
programmiert sind und die Beteiligungsmöglichkeiten auf den ersten Planungs- und Zu-
lassungsstufen nicht die erhoffte Legitimationswirkung entfalten. Stattdessen scheinen 
Ablehnung und Misstrauen bei den Teilnehmern – auch den Trägern öffentlicher Belange 
– zu überwiegen. 
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All dies spricht nicht dafür, dass diese neuen und sehr frühzeitig ansetzenden Verfah-
ren der Bürgerbeteiligung zu einer erhöhten Legitimation von Verwaltungshandeln führen 
werden, allerdings ist es zur Zeit noch zu früh, dies halbwegs gesichert sagen zu können. 
Zudem ist hier zu unterscheiden zwischen den unmittelbar an den Prozessen Beteiligten 
und den Bürgern insgesamt. Für letztere könnte sich die Akzeptanz alleine durch das um-
fassende Beteiligungsangebot (Legitimation durch Verfahren) erhöhen, so dass das beab-
sichtigte politische Ziel durchaus erreichbar ist.  

Mit der Einführung von Informationsfreiheits- und Transparenzgesetzen, Datenporta-
len und umfassenden Einsichtnahmerechten in Verwaltungsakte wurde in den letzten Jah-
ren vielerorts den Forderungen nach stärkerer Transparenz staatlichen Handelns Rech-
nung getragen. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob mittels dieser Instrumente 
und Verfahren tatsächlich mehr Transparenz über politisch-administrative Entschei-
dungsprozesse gegenüber den Bürgern hergestellt werden kann und, wenn ja, ob dies 
dann zur Inputlegitimierung beiträgt. Wewer untersucht diese Frage am Beispiel des 
Hamburger Transparenzgesetzes aus dem Jahr 2012. Das Beispiel ist besonders interes-
sant, weil es anderen Bundesländern ggf. als Vorbild dient. Auch wenn man berücksich-
tigt, dass Wewer als ehemaliger Staatssekretär des Bundesinnenministeriums und in der 
Bremer Landesregierung naturgemäß einer allzu starken Transparenz von Verwaltungs-
handeln skeptisch gegenüber stehen muss, so macht er doch auf einige berechtigte Prob-
lemlagen aufmerksam. Zum einen wird die Wirkungsweise von Transparenzinstrumenten 
überschätzt, da diese vor allem Instrumente formaler Legitimation sind und sich primär 
auf das Verfahren beziehen und kaum auf die materiellen Ergebnisse. Zum anderen ist 
vielfach unklar, in welcher Detailtiefe überhaupt Transparenz notwendig ist. So spricht 
wenig dafür, dass durch Bereitstellung von Rohdaten aus umfassenden Datenbanken poli-
tische Entscheidungen und Entscheidungsprozesse wirklich transparenter werden, da die-
se ohne Kontext kaum sinnvoll interpretierbar sind. Mehr Informationen sind bei weitem 
nicht immer bessere Informationen. Und zum dritten würde eine völlige Transparenz von 
Verwaltungsakten zwangsläufig zu ungewollten Nebenwirkungen führen, da dann die 
„wirklich wichtigen Dinge“ nicht mehr in Akten festgehalten würden. Jedenfalls lässt sich 
die Logik und auch die Qualität von politischen Entscheidungsprozessen durch solche 
Transparenzportale, so die These, kaum verbessern.  

3.2 Wandel der Outputlegitimierung 

Auch die klassischen Wege der Outputlegitimierung, die sich vor allem auf regelkonfor-
me Entscheidungsproduktion, legale Korrektheit und die Verfahrensförmigkeit des Ver-
waltungshandelns (legal accountability) sowie die Kontrolle der Verwaltung durch Rech-
nungshöfe und Parlamente beziehen, sind durch neue Mechanismen ergänzt worden. Zu 
nennen sind hier vor allem die zunehmende Einbeziehung externer Expertengremien, wis-
senschaftlicher Gutachter und Kommissionen bei der Formulierung, Umsetzung und Eva-
luation von Politik, speziell auch von Verwaltungspolitik/Verwaltungsreform. Hier sind 
zudem neue Institutionen und Verfahren angesprochen, die sich auf die Wissensgenerie-
rung im legislativen Prozess mit dem Ziel „Besserer Rechtsetzung“ (Better Regulation) 
und die Herstellung von Transparenz hinsichtlich der tatsächlichen oder zu erwartenden 
Wirkungen politischer Maßnahmen beziehen (z.B. Gesetzesfolgenabschätzung, Normen-
kontrollrat).  
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Die öffentliche Verwaltung ist sowohl vom Agieren dieser neuen Gremien und Ak-
teure als auch von dem gewandelten Handlungsprofil der „klassischen“ Kontrollinstituti-
onen, beispielsweise der Rechnungshöfe, berührt. Zugleich sind die angesprochenen neu-
en Formen der Outputlegitimierung eng an inputorientierte Mechanismen der Legitimati-
onsbeschaffung gekoppelt, da z.B. in Gremien, Anhörungen und Gutachterverfahren auch 
weiteren Akteuren und Stakeholdern außerhalb des exekutiven „Bannkreises“ Mitwir-
kungs- und Mitsprachemöglichkeiten bei der Politikgestaltung eingeräumt werden. 
Schließlich ist noch auf die Effekte von Verwaltungsreformen selbst hinzuweisen, die 
bisweilen auch Legitimationsprobleme verstärken können, etwa durch die Schaffung dif-
fuser Verantwortlichkeitsstrukturen und die Einschränkung politischer Kontrollmöglich-
keiten. Beispiele hierfür sind u.a. exzessive Agenturbildungen im Zuge von NPM, Ver-
selbstständigung und Disaggregierung von Verwaltungseinheiten, aber auch unklare Auf-
gabenzuweisungen in Folge von Dezentralisierung, z.B. in Form der sog. „unechten Kom-
munalisierung“ von Staatsaufgaben, bei Mischverantwortung (co-gestion), Mischfinanzie-
rung, Verwaltungsverflechtung oder verschiedenen Formen von (öffentlich-privater) Ko-
Produktion.  

Ähnlich kritisch kann die Legitimitätsbilanz im Hinblick auf die transparenz- und 
wissensgenerierenden Verfahren dann ausfallen, wenn diese zu perversen Effekten führen 
und überzogene Transaktionskosten mit sich bringen, wie die Debatte um die sog. Audit-
Society, „inspection overload“, „Evaluitis“ etc. zeigt. Wenn zu viele und zu detaillierte 
Informationen gesammelt werden, kann eine naheliegende Konsequenz sein, dass das be-
treffende „Forum“ durch den besagten Akteur mit Informationen überfrachtet, überfordert 
und damit letztlich gar nicht informiert wird, was auch als gezielte Strategie eingesetzt 
werden kann und dann die erwartete Legitimitätswirkung umkehren dürfte.  

Aus diesem breiten Spektrum von Neuerungen im Bereich der Outputlegitimierung – 
sei es mit positiver, sei es mit negativer Wirkung – wird im vorliegenden Themenheft vor 
allem der Bereich der Legitimierung durch Experten- und Beratungsgremien (Nationaler 
Normenkontrollrat (NKR)3: Färber/Zeitz; Beiräte in der Bundesverwaltung: Fleischer) 
genauer betrachtet. Für einige Anmerkungen zur Funktion von Enquetekommissionen und 
Rechnungshöfen wird auf Vorträge der Jahrestagung der Deutschen Sektion für Verwal-
tungswissenschaften im Jahr 2014 in Hannover (Richard Höptner, Volker Westphal) so-
wie eigene Recherchen zurückgegriffen.  

Nach Färber/Zeitz dienen Gesetzesfolgenabschätzungen unzweifelhaft der Legitima-
tion staatlichen Verwaltungshandelns, indem sie dafür sorgen, dass Maßnahmen und Pro-
gramme der Regierung, die sich in Gesetzen und anderen Rechtsetzungsakten nieder-
schlagen, auch nach außen besser begründet werden müssen. Über eine sorgfältige Fol-
genabschätzung können sie auch zielführender werden. Je nach Konzeption wird dadurch 
ein höherer Grad an Nutzenstiftung bzw. eine geringere Belastung mit Erfüllungsaufwand 
erreicht. Der NKR verfolgt das Ziel, Transparenz über die Kostenfolgen von Regelungen 
herzustellen und dadurch die Entscheidungsgrundlagen für Regierung und Parlament zu 
verbessern. Färber/Zeitz entdecken nun bei der Umsetzung der Gesetzesfolgenabschät-
zung der deutschen Bundesregierung durch den NKR einige Lücken. Sie monieren, dass 
die Messung des Nutzens sowie die Betrachtung von Vollzugsunterschieden zwischen 
den Ländern, die sich aus den dezentralen Vollzugskompetenzen im deutschen föderalen 
System ergeben, zu wenig betrachtet werden.  

Die Vorschläge von Färber/Zeitz laufen in der Konsequenz darauf hinaus, noch diffe-
renziertere, methodisch elaborierte, damit allerdings auch schwerer handhabbare Instru-
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mente der Gesetzesfolgenabschätzung zu institutionalisieren. Die Folge wären ein Mehr 
an methodischem Rigorismus und komplexere Verfahren. Allerdings ist hier zu bedenken, 
dass eine strikte Quantifizierung und Monetarisierung (etwa des Nutzens) auch nicht über 
alle Sektoren und Ebenen hinweg gleichermaßen machbar und sinnvoll sind. Im Hinblick 
auf den NKR kommt hinzu, dass die (seit 2011 praktizierte) Einbeziehung des gesamten 
Erfüllungsaufwands einer Regelung, der für Bürger, Wirtschaft, Bundes-, Landes- und 
Kommunalverwaltung entsteht, methodisch ohnedies schon sehr anspruchsvoll und deut-
lich komplexer ist als die (bis 2011 ausschließlich vorgenommene) Messung jener Kos-
ten, die den Wirtschaftsunternehmen aus bundesrechtlich geregelten Informationspflich-
ten entstehen (vgl. Kuhlmann/Veit 2013). Vor diesem Hintergrund ist es umstritten, ob ei-
ne noch umfassendere Erhebungssystematik und noch mehr methodische Stringenz legi-
timationssteigend wirken würden. Zumindest darf es als umstritten gelten, ob dadurch die 
Nutzung und Akzeptanz des Instruments in Politik und Verwaltung sowie letztlich die Ra-
tionalität, Qualität und Legitimität politischer Entscheidungen (im Sinne von Better Regu-
lation) steigen. Neben Fragen der „richtigen“ Methodik, Datenbasis und der Machbarkeit 
sind außerdem die Macht- und Interessenkonstellationen zu berücksichtigen, da evaluati-
ve Verfahren immer in ein interessengeleitetes Handlungsumfeld eingebettet sind und ihre 
Ergebnisse stets der (politischen) Interpretation bedürfen, um ggf. legitimationsstiftend zu 
wirken. So ist es letztlich eine politische Frage, welche Kosten in Kauf genommen wer-
den, um ein bestimmtes politisch gesetztes Ziel, z.B. das Risiko einer Finanzmarktkrise 
einzudämmen, zu erreichen (vgl. Kuhlmann/Veit 2013).  

Zusammenfassend ist festzustellen, dass es einerseits durch Folgenabschätzungen, 
evaluative Verfahren und speziell durch die ex ante Prüfung von Erfüllungsaufwands-
schätzungen durch den NKR zu einer stärkeren Transparenz von Folgekosten gesetzgebe-
rischen Handelns und höhere „Sensibilität“ für Politikwirkungen gekommen ist. Allein 
die (durch Bundesgesetz abgesicherte) Institutionalisierung des NKR als unabhängiges 
Gremium und sein Agieren im Gesetzgebungsverfahren haben eine Ausstrahlwirkung auf 
den gesamten Rechtsetzungsprozess entfaltet. Andererseits sind die Effekte bezüglich ei-
ner Stärkung der Legitimation von Verwaltungshandeln noch unklar. Zwar ist es unstrit-
tig, dass zur Herstellung/Steigerung der Legitimität von Politik- und Verwaltungshandeln 
die Informationsbeschaffung, Evidenzgenerierung und Herstellung von Folgentransparenz 
(zunehmend) nötig sind. Jedoch kann Legitimität alleine durch eine optimierte Informati-
onsversorgung nicht verbessert werden, da politisch-administrative Entscheidungsprozes-
se immer Macht- und Informationsverarbeitungsprozesse zugleich sind (vgl. Bogumil 
2011).  

Die Frage der Legitimationsbeschaffung durch Beratungs- und Expertengremien wird 
auch durch Fleischer in ihrem Beitrag untersucht. Sie befasst sich speziell mit den Dyna-
miken der Gremienlandschaft (Beiräte und Sachverständigenräte) auf Bundesebene von 
1966 bis 2013 und deren Konsequenzen für die Legitimation von Verwaltungshandeln. 
Diese Gremien dienen als Aushandlungsarenen zur Repräsentation gesellschaftlicher Inte-
ressen, die entweder in „neutralisierender“ Weise von wissenschaftlichen Mitgliedern oder 
aber in plural zusammengesetzten Gremien direkt über die Vertreter organisierter Interes-
sen übermittelt werden. Insbesondere die Einbindung wissenschaftlicher Expertise und ih-
re Autonomie wirkte legitimationsstiftend für den Entscheidungsprozess und dessen Er-
gebnis. Für Deutschland zeigen sich in quantitativer Hinsicht eine erstaunliche Konstanz 
der Gremienlandschaft sowie die besondere Bedeutung machtpolitischer Motive für die 
Gründung und Abschaffung solcher Gremien. Für die legitimationsstiftende Rolle von 
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Beratungsgremien ergibt sich insgesamt ein gemischtes Bild, denn sie werden nicht nur 
zur kontinuierlichen Sicherstellung der Repräsentation gesellschaftlicher Interessen und der 
gemeinwohlorientierten Einbindung wissenschaftlicher Expertise genutzt, sondern sind 
auch Ausdruck parteipolitischer Erwägungen. 

Neben diesen Beiräten auf der Bundesebene ist auf Landesebene in den letzten Jahren 
im Zuge von Verwaltungsstrukturreformen die Rolle von Sachverständigen- und En-
quetekommissionen thematisiert worden (z.B. in Thüringen und Brandenburg). Diese 
zeichnen sich durch die Hinzuziehung von wissenschaftlicher Expertise bei der Begrün-
dung und Ausgestaltung von politisch umstrittenen Gebiets- und Funktionalreformen aus. 
Hier vermischen sich die Logik wissenschaftlicher Expertise mit den realen, z.T. einge-
schränkten, Handlungsmöglichkeiten der jeweiligen Landesparlamente und der Logik po-
litischen Handelns. Am Beispiel der Enquetekommission „Kommunal- und Landesver-
waltung – bürgernah, effektiv und zukunftsfest – Brandenburg 2020“ in Brandenburg ist 
beobachtbar, wie es gelingen kann, dass sich parteipolitische Blockaden durch die Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Expertise auflockern lassen (vgl. hierzu Westphal 2014).  

Hintergrund war die Notwendigkeit, die in Brandenburg bestehenden 14 Landkreise 
und vier kreisfreien Städte mit 50.000 bis 200.000 Einwohnern aufgrund des starken de-
mographischen Wandel und der veränderten Finanzensituation zu reduzieren. Die kom-
munalen Spitzenverbände verbanden dies mit der Diskussion von Aufgabenverlagerungen 
auf die kommunale Ebene. Da diese Notwendigkeit politisch zwar einerseits von vielen 
prinzipiell eingesehen wird, aber dennoch politisch hochbrisant ist, war es nicht möglich, 
eine rationale Diskussion über die konkreten Modalitäten zu starten. Faktisch gelang es 
erst durch die Vergabe eines externen wissenschaftlichen Gutachtens durch die Enquete-
kommission zur Frage, welche Aufgaben unter welchen Gebietsbedingungen kommunali-
sierbar sind, die Diskussion im Rahmen der Enquete zu eröffnen (vgl. Bogumil/Ebinger 
2012). Wichtig war dabei, dass das wissenschaftliche Gutachten unterschiedliche Modell-
varianten präsentierte (zwischen 5 und 12 Landkreise), so dass Politik und Verwaltung 
noch Handlungs- und Gestaltungsspielräume bleiben. Legitimation durch Expertenwissen 
ist nur so lange hilfreich, wie dies nicht direkt oder indirekt die Legitimation der anderen 
beteiligten Akteure infrage stellt. Im Ergebnis beschloss die Enquetekommission weitge-
hend parteiübergreifend einen Korridor von 7-10 Landkreisen. Voraussetzung für den Er-
folg der wissenschaftlichen Expertise ist jedoch, dass prinzipiell eine Lösung politisch 
gewollt war und nachgefragt wurde. „Politisch“ ungefragtes Expertenwissen schafft da-
gegen weder Legitimation für den Experten noch zusätzliche Legitimation für ein politi-
sches Gremium. 

Im Bereich der informationsbasierten Outputlegitimierung ist schließlich auch den 
Rechnungshöfen, die in Deutschland eine lange Tradition haben4, besondere Aufmerk-
samkeit zuzuwenden. Nach dem GG führen die 17 Rechnungshöfe im Bund und den 16 
Ländern Verwaltungskontrolle in Form staatlicher Finanzkontrolle durch (vgl. von Wedel 
1998, S. 700, Bogumil/Jann 2009, S. 142). Die Rechnungshöfe prüfen generell die Haus-
halts- und Wirtschaftsführung des Staates hinsichtlich seiner Ordnungsmäßigkeit (Rechts-
mäßigkeit, Vollständigkeit, Richtigkeit) und seiner Wirtschaftlichkeit (Verhältnis von Kos-
ten und Zweck).  

Rechnungshöfe können durch ihre Tätigkeit, so Höptner (vgl. Höptner 2014) zur Le-
gitimationsstärkung beitragen, wenn es ihnen gelingt, Transparenz herzustellen und Ver-
waltungen in die Pflicht zu nehmen, sich an den vorgegeben Rechtsrahmen zu halten. Die 
Wirkung der Rechnungshöfe beruht dabei auf der Güte ihrer Argumente und ihrer Öffent-
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lichkeitswirkung, die dazu beiträgt, dass die „Angst“ vor der Rechnungshofkontrolle stark 
präventiv wirkt. Zwar gibt es keine Rechtsverpflichtung, Beanstandungen auszuräumen, 
aber durch die öffentliche Wahrnehmung ihrer Ergebnisberichte wirkt ihre Tätigkeit über 
den formalen Rechtsrahmen hinaus. Das Vorhandensein der Rechnungshöfe stärkt so ei-
nerseits den Glauben und das Vertrauen in den demokratischen Prozess. Andererseits füh-
ren ihre Ergebnisse häufig dazu, dass die Legitimation der politischen oder administrati-
ven Entscheidungsträger beeinträchtigt wird.  

4 Fazit 

Zieht man ein Resümee, so ergibt sich ein partieller Wandel hinsichtlich der Legitimati-
onsquellen von Verwaltungshandeln. Sowohl im Inputbereich (Transparenzgesetze, vor-
gezogene Bürgerbeteiligung) als auch im Outputbereich (z.B. Normenkontrollrat) gibt es 
neue bzw. einen stärkeren Einsatz schon bekannter Instrumente (Expertenkommissionen). 
Die These eines Bedeutungszuwachses nicht-majoritärer Institutionen gilt auch für das 
Verwaltungshandeln; allerdings findet hier parallel auch ein verstärkter Einsatz der Legi-
timationsquellen „Partizipation“ und „öffentlicher Diskurs“ statt. Ob dieser Wandel der 
Instrumente und der potenziellen Quellen von Legitimation allerdings tatsächlich die Le-
gitimität des Verwaltungshandelns verändert, also zu einer Legitimitätssteigerung führt, 
ist zur Zeit noch nicht abzusehen und bedarf weiterer empirischer Untersuchung.  

Die Instrumente zur Erhöhung der Inputqualität, also die frühzeitige Bürgerbeteili-
gung bei den Stromtrassen oder die neuen Transparenzgesetze, erhöhen zwar den Verwal-
tungsaufwand beträchtlich, erweitern aber faktisch nicht die Mitbestimmungsmöglichkei-
ten der Bürger. Durch das Auseinanderfallen von Beteiligungserwartungen und Beteili-
gungsmöglichkeiten drohen bei den engagierten Bürgern sogar eher Frustrationen. Aller-
dings könnte der symbolische Wert dieser Instrumente bei den weniger Engagierten und 
Informierten für positive Wirkungen sorgen, schließlich bemüht sich die Verwaltung nun 
frühzeitig um die Bürger und stellt auch noch zahlreiche Daten ins Netz.  

Auch im Bereich der Outputlegitimation bestehen Unsicherheiten über die Wirkungen 
von Gesetzesfolgenabschätzungen und Expertenkommissionen. Insbesondere letztere 
können für die Politik handlungsentlastend und legitimationssteigernd wirken, wenn es 
über fachliche Expertise gelingt, die gängigen Machtrituale zwischen den Parteien zu 
durchbrechen. Die Erfahrungen mit den Expertenkommissionen auf der Bundesebene und 
in den Ländern liefern hier unterschiedliches Anschauungsmaterial. Legitimation durch 
Expertenwissen ist nur so lange hilfreich, wie dies nicht direkt oder indirekt die Legitima-
tion anderen beteiligter Akteure infrage stellt und wenn prinzipiell eine Lösung politisch 
gewollt wird. Unter diesen Bedingungen kann Expertenwissen legitimationssteigernd 
wirken. 

Anmerkungen 
 

1 Easton unterscheidet dabei noch zwischen diffuser/genereller Unterstützung, die sich aus dem Vertrauen 
in die längerfristige Leistungsfähigkeit des politischen Systems speist, und spezifischer Unterstützung, die 
aus kurzfristig erbrachten Leistungen resultiert (Blatter 2007, S. 273).  

2 Bovens unterscheidet zusätzlich noch „legal“, „professional“ und „social accountability“ (Bovens 2007, S. 
456f.). 
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3 2006 wurde in Deutschland auf gesetzlicher Grundlage der Nationalen Normenkontrollrat als eine neuar-
tige Form der Institutionalisierung „besserer Rechtsetzung“ eingerichtet. Der NKR ist ein zehnköpfiges 
Beratungs- und Kontrollgremium, welches die deutsche Bundesregierung beim Abbau von Bürokratie und 
bei der „besseren Rechtsetzung“ unterstützen soll. Seine Kernaufgabe ist es, alle Regelungsvorhaben der 
Bundesregierung im Hinblick auf die Darstellung des Erfüllungsaufwandes sowie anderer Kostenfolgen 
zu überprüfen (Kuhlmann/Veit 2013). 

4 1714 wurde von König Friedrich Wilhelm I. die Preußische Generalrechenkammer gegründet. Sie war ei-
ne selbständige Zentralbehörde mit Sitz in Berlin und unterstand direkt dem König. Als dann im deut-
schen Kaiserreich von 1871 ein einheitlicher Rechnungshof des Deutschen Reiches gegründet wurde, war 
hier schon das Anliegen der Parlamente, mit Hilfe der Rechnungsprüfung die Regierung besser zu kon-
trollieren, dominant und nicht mehr das Interesse des Monarchen an Kontrolle seiner Beamten. 
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